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A. Gesetzliche Grundlagen

B. Festsetzungen durch Planzeichen und Text

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

unmaßstäblich

Entwurf

Quelle: Bayerische Vermessungsverwaltung 2023
BayernAtlas (Bayer. Staatsministerium der Finanzen und für Heimat)
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10. Sonstige Festsetzungen
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BAD KÖNIGSHOFEN i. GR.

M. 1 / 1000
Stand Plangrundlage DFK Juni 2022

ÜBERSICHTSKARTE / PLANTITEL

VERFAHRENSVERMERKE
1. Die Stadt Bad Königshofen i. Gr. hat mit Beschluss des Stadtrates vom 28.01.2021 die Aufstellung des 

Bebauungsplanes "Am alten Schwimmbad" beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 19.12.2022 ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Auslegung für den
Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 08.11.2022 hat in der Zeit vom 28.12.2022 bis
06.02.2023 stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1
BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 08.11.2022 hat in der Zeit vom 
20.12.2022 bis 06.02.2023 stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom .................... wurden die Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom .................. bis ...................

 beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom .................... wurde mit der Begründung und dem
Umweltbericht gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ................ bis ..................... öffentlich ausgelegt.

6. Die Stadt Bad Königshofen i. Gr. hat mit Beschluss des Stadtrates vom .................. den Bebauungsplan
"Am alten Schwimmbad" gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom .................. als Satzung
beschlossen.

Bad Königshofen i. Gr., den .........

......................................................
       Thomas Helbling (1. Bürgermeister) (Siegel)

7. Ausgefertigt

Bad Königshofen i. Gr., den .........

......................................................
       Thomas Helbling (1. Bürgermeister) (Siegel)

8. Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan "Am alten Schwimmbad" wurde am .................. gemäß
§ 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird
seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Stadt zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und
über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen. Der
Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

Bad Königshofen i. Gr., den .........

......................................................
       Thomas Helbling (1. Bürgermeister) (Siegel)

BEBAUUNGSPLAN
"AM ALTEN SCHWIMMBAD"
MIT INTEGRIERTER GRÜNORDNUNG

BAD KÖNIGSHOFEN i. GRABFELD
STADT BAD KÖNIGSHOFEN i. GRABFELD, STADTTEIL BAD KÖNIGSHOFEN i. GRABFELD
LANDKREIS RHÖN-GRABFELD
REGIERUNGSBEZIRK UNTERFRANKEN

BEBAUUNGSPLAN
"AM ROTKREUZLEIN"
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DUNGSSATZUNG
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Gemarkung
Bad Königshofen i. Gr.
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Fränkische Saale
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2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2.3 Zahl der Vollgeschosse, als Höchstmaß
- Zweigeschossige Bauweise (Erd- und Obergeschoss)

II
0,7

1,42.1 Geschossflächenzahl, als Höchstmaß

2.2 Grundflächenzahl

3. Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

o
3.2 Baugrenze

- Fläche innerhalb des Geltungsbereiches: ca. 1.165 m²

3.1 offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO

4. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

4.1 Öffentliche Verkehrsfläche für Zufahrt
- Fläche innerhalb des Geltungsbereiches: ca. 90 m²

5. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

5.1 Private Grünfläche - Randeingrünung
- Fläche innerhalb des Geltungsbereiches: ca. 240 m²

6. Anpflanzungen sowie Bindungen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

6.4 Vollzugsfrist
Die verbindlichen privaten Anpflanzungen sind nach der Bebauung des Grund-
stückes, spätestens in der darauffolgenden Vegetationsperiode durchzuführen.

6.2 Privates Pflanzgebot für landschaftliche Hecke, mit Standortbindung
6.2.1 geschlossene Heckenpflanzung mit Baumanteil gemäß Plandarstellung, ausschließ-

lich autochthones Pflanzenmaterial, Pflanzung in Abschnitten, dreireihig.
Arten, Mengen und Mindestpflanzqualität gemäß Pflanzschema.
Innerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebietes ist keine Heckenpflanzung
zulässig um den Hochwasserabfluss nicht zu behindern.
Die Heckenpflanzungen sind mit Stroh oder Rinde zu mulchen, fachgerecht zu pfle-
gen und dauerhaft zu erhalten. Ausgefallene Pflanzungen sind in der jeweils nächs-
ten Pflanzperiode zu ersetzen. Der Einsatz von mineralischen Düngemitteln und che-
mischen Pflanzenbehandlungsmitteln ist unzulässig.
Abschnittsweises "auf den Stock setzen" der Hecken ist erst zulässig, wenn der Zu-
stand der Hecke es aus fachlichen Gründen erfordert (frühestens nach 10-15 Jah-
ren). Formschnitte sind nicht zulässig.

3,
0

2,
0

2,
0

7,
0

1,
0

Heister

St

AcCmCsCb

Pc

Cs Cs
Ca Ca

Cm

Co Ee Ee
Lx

Ps Ps
Rc

Sr
VlPsLx Ps

Rc
Rc

Bäume 2. Ordnung, Mindestpflanzqualität Heister, 2xv, o.B., Höhe 125-150 cm

Ac 1 Acer campestre - Feld-Ahorn  3%
Cb 1 Carpinus betulus - Hainbuche  3%
Pc 1 Pyrus communis - Holz-Birne  3%
St 1 Sorbus torminalis - Elsbeere  3%

12%

Sträucher, Mindestpflanzqualität verpflanzte Sträucher, o.B., Höhe 60-100 cm

Cs 3 Cornus sanguinea - Hartriegel 10%
Ca 3 Corylus avellana - Haselnuss 10%
Cm 2 Crataegus monogyna - eingriffeliger Weißdorn   7%
Co 2 Crataegus oxyacantha - zweigriffeliger Weißdorn   7%
Ee 3 Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen 10%
Lx 2 Lonicera xylosteum - Heckenkirsche   7%
Ps 5 Prunus spinosa - Schlehe 18%
Rc 2 Rhamnus catharticus - Kreuzdorn   7%
Rc 2 Rosa canina - Hundsrose   6%
Sr 1 Sambucus racemosa - Traubenholunder   3%
Vl 1 Viburnum lantana - Wolliger Schneeball   3%

88%

15,0

CoCa

Rc Ps
Ee

Regiosaatgut Feldraine und Säume

Entwässerungsschema

PLANZEICHEN / FESTSETZUNGEN

Grünordnung

M. 1 / 2000

1,5

Pflanzschema
landschaftliche Hecke für
Randeingrünung, 3-reihig

M. 1 / 200
GELTUNGSBEREICHSGRENZE

7. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

7.1 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft (Ausgleichsfläche)
- Fläche innerhalb des Geltungsbereiches: ca.  3.255 m²

7.3 Vollzugsfrist
Die Ausgleichsfläche ist spätestens 1 Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes
herzustellen.

7.1.1 Zum Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft werden im Sinne des § 1a Abs. 3
BauGB ca. 3.255 m² Ausgleichsfläche festgesetzt.
Die festgesetzten Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich werden den Eingriffs-
grundstücken Fl.Nr. 2351 und 2321/7 (Gemarkung Bad Königshofen i. Gr.) des Be-
bauungsplanes "Am alten Schwimmbad" zugeordnet (§ 9 Abs. 1a BauGB).

10.1 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
- Fläche Geltungsbereich: ca. 7.365 m²

11.1 festgesetztes Überschwemmungsgebiet

- amtlich festgesetzte Überschwemmungsgrenze der Fränkischen Saale (HQ 100)

D. Anlagen
P8. best. Parkfläche

14. Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Am Rotkreuzlein" der Stadt
Bad Königshofen i. Gr.

FD/PD10.2 zulässige Dachformen
- Flachdach/Pultdach

10.3    zulässige Dachneigungen

Präambel

10.4  Verbot von Kellergeschossen
Kellergeschosse sind nicht zulässig.

10.7 Werbeanlagen
10.7.1 Freistehende Werbeanlagen (Pylone) dürfen eine Höhe von max. 10 m über Ok. Ge-

lände am Werbestandort nicht überschreiten. Diese sind auch außerhalb der Bau-
grenzen zulässig, jedoch nicht innerhalb des Überschwemmungsgebietes der Frän-
kischen Saale (sh. Festsetzung Buchstabe B, Ziffer 10.5).

10.7.2 Werbeanlagen mit wechselndem oder bewegtem Licht sowie Werbeanlagen auf der
Dachfläche sind unzulässig.

10.7.3 Bei Leuchtwerbeanlagen sind hinsichtlich der Lichteinwirkungen auf die Nachbar-
schaft, die "Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissio-
nen", der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI), Beschluss
vom 13.09.2012 zu beachten.

Pflanzgebot für Landschaftshecke
zur Randeingrünung; sh. Ziffer B.6.2.1

der textlichen Festsetzungen

C. Hinweise, Kennzeichnungen und
nachrichtliche Übernahmen

1. Gebäudebestand 2. derzeitige Flurstücksgrenzen mit
Grenzstein und Flurnummer

2360

3. Maßzahlen in m3 4. Höhenschichtlinien in m ü. NHN
(Quelle Bayer. Vermessungs-
verwaltung)

271

D-6-5728-000112.1 Aktennummer Bodendenkmal

8.1 Bodendenkmalschutz
Im Plangeltungsbereich muss vom Vorhandensein von Bodendenkmälern grundsätz-
lich ausgegangen werden. Oberbodenabtrag und Bodeneingriffe bedürfen einer quali-
fizierten archäologischen Begleitung, unter Beteiligung des Bayer. Landesamtes für
Denkmalpflege und der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landratsamtes Rhön-
Grabfeld. Bei positiven Befunden ist eine vollständige fachgerechte Dokumentation
und qualifizierte Ausgrabung zur Bergung der Bodendenkmäler erforderlich.
Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes, ist eine
denkmalrechtliche Erlaubnis gemäß Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, soweit nicht
Teilflächen bereits auf Bodendenkmäler hin untersucht und gegebenenfalls geräumt
wurden. Diese ist rechtzeitig vor dem Beginn von Erdarbeiten, in einem eigenständigen
Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen.

D
12. Bodendenkmal

- Siedlung der Urnenfelderzeit, der Hallstattzeit, der jüngeren Laténezeit, der 
römischen Kaiserzeit, der Völkerwanderungszeit und des frühen Mittelalters

13. Heilquellenschutz
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt im quantitativen Heil-
quellenschutzgebiet von Bad Königshofen i. Grabfeld. Die erlaubnisfreien Gra-
bungstiefen im betroffenen Bereich sind auf 8 m begrenzt (Schutzzone C).
Die Auflagen der Schutzgebietsverordnung sind zu beachten.

HQ

18. Wasserhaushalt
Soweit es möglich ist und es die Sickerfähigkeit des Untergrundes zulässt, wird em-
pfohlen sauberes Oberflächenwasser (z.B. Dachflächenwasser) über Sickerschächte
o.ä. zu versickern oder in den Vorfluter einzuleiten. Hierzu sind wasserrechtliche Ver-
fahren erforderlich.

10.8 Wasserwirtschaft
10.8.1 Das Vorhaben ist so auszuführen, zu unterhalten und zu betreiben, dass von ihm keine

nachteiligen Auswirkungen auf den Bestand, die Beschaffenheit und die Abflussver-
hältnisse des Gewässers ausgehen können. Auffüllungen, die den Hochwasserabfluss
beeinflussen, sind nicht zulässig. Sofern bei der  Bebauung des Gebietes ein Verlust
von Retentionsraum nicht vermeidbar ist, muss dieser unter Beteiligung des zuständi-
gen Wasserwirtschaftsamtes, an geeigneter Stelle ausgeglichen werden.
Bei Niederschlagswassereinleitungen in die Fränkische Saale, müssen diese von ein-
dringendem Hochwasser abgesichert werden (z.B. durch Rückstauklappen).
Bauherrn oder Eigentümer können keine Schadensersatzforderungen oder Entschä-
digungsansprüche geltend machen, oder Ansprüche auf staatliche Hilfe erheben, bei
Schäden, die an der Anlage durch Wasserangriff, Hochwasser, Eisgang oder infolge
Durchführung oder Unterlassung der Gewässerunterhaltung entstehen, sofern die
Schäden nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt worden sind.

7. best. Trafostation

9.1 Rohrleitungen Schmutz- und Regenwasserkanal (nachrichtliche Übernahme aus
Bestandsunterlagen Stadt Bad Königshofen i. Gr.)

15. Räumlicher Geltungsbereich der Ortsabrundungssatzung "Am Rotkreuzlein" der
Stadt Bad Königshofen i. Gr.

20. Altlasten und Bodenschutz

Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festge-
stellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist
unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwaltungsbehörde) zu
benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 BayBodSchG).

10. Öko- bzw. Ausgleichsflächen aus sonstigen Planungen

PLANZEICHEN / FESTSETZUNGEN

6.2.2 Die nicht mit Gehölzen bepflanzten Teile der privaten Grünfläche, sind wie folgt als
Extensivwiese zu entwickeln:
- Ansaat Regiosaatgutmischung Feldraine und Säume von Saaten-Zeller oder gleich-

wertig; Mahd einmal jährlich, jeweils im Zeitraum September/Oktober. Das Mahdgut
ist jeweils abzufahren. Bei jeder Mahd soll aus ökologisch funktionalen Gründen, ein
jeweils wechselnder Teilabschnitt von ca. 20 % der Länge stehen gelassen werden.

Extensivrasenansaat;
sh. Ziffer B.6.2.2 der text-

lichen Festsetzungen

Errichtung
Grundstücks-

anschluss SW
(schematisch)

Privates Pflanzgebot für innere
Durchgrünung; sh. Ziffer B.6.1
der textlichen Festsetzungen

Empfehlung zur örtlichen
Versickerung von Regen-

wasser; sh. Ziffer C.18 der
Hinweise (Alternativ Rück-

haltung und Ableitung in
RW-Kanal zur Fränk. Saale)

10.5 Flächen die von Bebauung frei zu halten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)
Innerhalb der in der Planzeichnung umgrenzten Fläche, die von der Bebauung frei
zu halten ist (= Überschwemmungsgebiet), sind Gebäude und sonstige bauliche
Anlagen in Form von Garagen, Nebenanlagen i.S.v. §14 BauNVO, Werbeanlagen
und Einfriedungen sowie Geländeauffüllungen unzulässig.
Ausnahmsweise zulässig sind Parkplätze und Einzelbaumpflanzungen, sofern diese
auf dem vorhandenen Geländeniveau errichtet bzw. gepflanzt werden, und wenn
hierdurch der Hochwasserabfluss nicht beeinträchtigt wird.

3

Ü

4.2 Einfahrtsbereich
- Im markierten Bereich sind Grundstückszufahrten zulässig.

Zur Anbindung an die öffentliche Verkehrsfläche (Bamberger Straße), sind Querun-
gen bzw. Versiegelungen von bestehenden öffentlichen Grün- oder Straßenneben-
flächen, durch Fußweg- und Fahrbahnflächen sowie Stützmauern, ausnahmsweise 
erlaubt.

1.1 beschränktes Gewerbegebiet (§ 8 Abs. 1 i.V.m. § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO)
- Fläche innerhalb des Geltungsbereiches: ca. 3.395 m²

1.1.1 Im beschränkten Gewerbegebiet sind nur folgende Arten der allgemein zulässigen
Nutzungen zulässig (§ 8 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 4 BauNVO):
- Gewerbebetriebe aller Art einschließlich Anlagen zur Erzeugung von Strom oder 

Wärme aus solarer Strahlungsenergie oder Windenergie, Lagerhäuser, Lagerplätze 
und öffentliche Betriebe,

- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
- Anlagen für sportliche Zwecke

1.1.2 Ausnahmsweise zulässig sind (§ 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO):
- Anlagen für kirchliche und kulturelle Zwecke

1.1.3 Folgende allgemein oder ausnahmsweise zulässigen Nutzungen werden innerhalb
des beschränkten Gewerbegebietes ausgeschlossen und sind damit nicht Bestand-
teil des Bebauungsplanes (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 i.V.m. § 8 Abs. 2 und 3 BauNVO):
- Tankstellen,
- Wohnungen jeglicher Art,
- Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke,
- Vergnügungsstätten jeglicher Art (z.B. Spielotheken, Spiel- und Automatenhallen, 

Nachtlokale etc.)

2.4 Höhe der baulichen Anlagen in m ab OK. Fertigfußboden
- Die Höhe der Gebäude wird durch Festsetzung der maximal zulässigen Höhe der

baulichen Anlagen über dem Fertigfußboden bestimmt. Der Fertigfußboden darf zur
Gewährleistung einer hochwasserangepassten Bauweise bis zu 1,70 m über der 
natürlichen Geländeoberkante liegen. Die Festsetzung Buchstabe B, Ziffer 10.8.2 ist
zwingend zu beachten. Die Höhe des natürlichen Geländes ist in den Baueingabe-
unterlagen einzutragen.

- Die Oberkante definiert sich über die obersten Bauteile einer baulichen Anlage.
Bei Flachdächern wird die Oberkante bestimmt durch die Oberkante der Attika bzw. 
des Dachrandgesimses.

- Eine Überschreitung der zulässigen Gebäudehöhe für technisch erforderliche, un-
tergeordnete Bauteile (z.B. Photovoltaikanlagen, technische Aufbauten etc.), ist 
ausnahmsweise gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO um bis zu 2,00 m Höhe zulässig. 
Allgemein, und ohne Höhenbeschränkung zulässig, sind Schornsteine sowie Mobil-
funk- und Blitzschutzanlagen.

GH
max. 8,50 m
ü. OK FFB

6.1 Privates Pflanzgebot für Laubbäume, mit etwaiger Standortbindung
- Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3x verpflanzt, STU 14-16 cm
Je 2.500 m² Grundstücksfläche beschränktes Gewerbegebiet, sind mindestens 3 hei-
mische Laubbäume II. Ordnung zu pflanzen. Die Baumstandorte sind so zu wählen,
dass sie als bauproportionales Großgrün zur Auflockerung der Gebäudefronten, oder
zur Beschattung und Gliederung der Flächen, die von Bebauung frei zu halten sind,
dienen. Zur Bepflanzung der Grundstücke sind standortgerechte Gehölze zu verwen-
den (Artenauswahl sh. Anlage Begründung).

6.3 Freiflächen
Die nicht überbauten Flächen des beschränkten Gewerbegebietes, sind gärtnerisch
als geschlossene Vegetationsfläche (mit Rasen, Wiesen, Stauden, Gehölzen) auf be-
lebtem Boden anzulegen und zu pflegen. Sofern funktionale Gründe im Rahmen der
Gewerbenutzung dem nicht entgegensprechen, soll für größere Freiflächen, sowie
Freiflächen im Bereich der nordwestlich angrenzenden Gehölzbestände, eine Einsaat
insektenfreundlicher Blühmischungen (autochthoner Herkunft) erfolgen.

7.4 Die Ausgleichsfläche ist von der Stadt Bad Königshofen i. Gr. mit dem einschlägigen
Meldebogen zu Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, an das Bayerische Ökoflächen-
kataster beim Bayer. Landesamt für Umwelt (LfU) zu melden.

6.5.1 Erhalt Extensivgrünland
Die innerhalb der Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen vorhandenen Gras-/Krautfluren sind dauerhaft
zu erhalten. Erhebliche Beeinträchtigungen der Fläche sind nicht zulässig.
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9.1 Konfliktvermeidende Artenschutzmaßnahmen
9.1.1 Baufeldräumung Grünland und Ackerflächen

Die Entfernung der Vegetationsdecke/des Oberbodens ist in der Zeit vom 01.03. bis
30.09. unzulässig, außer wenn zuvor (zwischen 01.10. und 28./29.02) die Flächen
durch Umbruch (Schwarzbrache) oder tiefes Abmulchen als Fortpflanzungs- und
Ruhestätten von Feldvögeln unattraktiv gestaltet sind und bis zum Beginn der Bau-
feldräumung durch fortlaufenden Umbruch oder Mulchen unattraktiv gehalten werden.
Eine Baufeldräumung ist in der Zeit vom 01.03. bis 30.09. auch dann möglich, wenn
vor Beginn durch eine Fachkraft des Artenschutzes, keine aktuellen Fortpflanzungs-
und Ruhestätten festgestellt werden.

9.1.2 Gehölzrodungen sind nur in der Zeit zwischen dem 01.10. und 28.02. zulässig.

7.2 Entwicklung Extensivwiese / Obstbaumwiese
Westteil: Umbruch Ackerfläche und Ansaat Regionalsaatgutmischung (z.B. Regio-
saatgutmischung UG 11, Typ Feuchtwiese von Saaten-Zeller oder gleichwertig)
Ostteil: Belassen der vorhandenen artenreichen Wiesenvegetation 
Pflege der Gesamtfläche West und Ost durch Mahd 2mal im Jahr, 1. Schnitt ab
15. Juni, 2. Schnitt ab 15. August, mit Abtransport des Mahdgutes, Walzen/Schleppen
1mal im Jahr bis Mitte März, keine Bodenbearbeitungs-, Dünge- oder Pflanzenschutz-
maßnahmen

Anpflanzung von je 6 hochstämmigen, standortheimischen Wildobstbäumen (Wild-
apfel, Wildbirne, Speierling, Mispel) im West- sowie Ostteil der Ausgleichsfläche;
mit etwaiger Standortbindung, Pflanzabstand untereinander mindestens 12 m
- Mindestqualität: 2x verpflanzt, StU 10-12 cm
- Fachgerechte Erziehungs- und Erhaltungspflege durch regelmäßige bzw. bedarfs-

weise Entlastungs- und Auslichtungsschnitte der Baumkrone, gemäß der traditio-
nellen Praxis für Obstbaumpflegemaßnahmen. Ausfallende Gehölze sind wert-
gleich zu ersetzen.

9. Besonderer Artenschutz (§ 44 BNatSchG)

0°-10°

16. Bodendenkmalschutz
Evtl. bei Erdarbeiten zu Tage tretende Bodendenkmäler unterliegen gem. Art. 8
BayDSchG der Mitteilungspflicht an das Bayer. Landesamt für Denkmalpflege, Schloß
Seehof, Memmelsdorf, oder die Untere Denkmalschutzbehörde im Landratsamt Rhön-
Grabfeld.
Alle Beobachtungen und Funde (unter anderem auffällige Bodenverfärbungen, Holz-
reste, Mauern, Metallgegenstände, Steingeräte, Scherben und Knochen) müssen un-
verzüglich, d.h. ohne schuldhaftes Verzögern, mitgeteilt werden. Die aufgefundenen
Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige un-
verändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstän-
de freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.
Die Eigentümer oder Besitzer der Grundstücke sowie Unternehmer und Leiter der
Bauarbeiten, sind schriftlich auf die gesetzlichen Vorschriften zum Auffinden von Bo-
dendenkmälern nach Art. 8 des Denkmalschutzgesetzes hinzuweisen.

22. Landwirtschaft
Die an den Geltungsbereich angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen, können
weiterhin ordnungsgemäß genutzt werden. Mit gelegentlichen Geruchs-, Lärm-
oder Staubbelästigungen des Plangebietes, durch die übliche Bewirtschaftung der
umliegenden landwirtschaftlichen Nutzflächen, ist zu rechnen. Diese sind als orts-
üblich hinzunehmen.

17. Versiegelungsgrad
Innerhalb des beschränkten Gewerbegebietes sollten dort, wo dies funktional möglich
ist, bevorzugt versickerungsgünstige Belagsarten wie Schotterrasen, Pflaster mit
Splitt oder Rasenfuge, Rasengittersteine etc. verwendet werden, um den Versiege-
lungsgrad zu minimieren.
Versiegelte Flächen (Asphalt) sind nur in der unbedingt erforderlichen Ausdehnung
anzulegen. Soweit möglich, sollten unbebaute Flächen wasserdurchlässig gehalten
werden (Wiese, Pflanzung, Kies).

21. Schutz des Bodens
Bereits bei der Planung ist für einen möglichst geringen Bodeneingriff zu sorgen, um
gemäß der abfallrechtlichen Zielhierarchie (§ 6 KrWG) Bodenaushub zunächst zu ver-
meiden bzw. wiederzuverwerten. Für überschüssiges Aushubmaterial und den jewei-
ligen Verwertungs- bzw. Entsorgungsweg, sind die rechtlichen und technischen An-
forderungen (§ 12 BBodSchV, Leitfaden zu Verfüllung von Gruben und Brüchen so-
wie Tagebauen, LAGA M 20 Stand 1997 sowie DepV) maßgeblich und die Annahme-
kriterien eines Abnehmers zu berücksichtigen. Hier empfiehlt sich eine frühzeitige Ein-
beziehung in die Planung und entsprechende Vorerkundungsmaßnahmen.

19. Grundwasser/Baugrund
Im Zuge der Geländeabtragsarbeiten bzw. Erdaushubarbeiten kann nicht ausgeschlos-
sen werden, dass Grund- und/oder Schichtenwasser angetroffen bzw. angeschnitten
wird, es zu partiellen Wasseraustritten kommen kann und Maßnahmen zur Wasserhal-
tung notwendig werden. Eine dauerhafte Grundwasserabsenkung ist unzulässig.
Die Erkundung des Baugrundes, einschließlich der Grundwasserverhältnisse, obliegt
grundsätzlich dem jeweiligen Bauherrn.

8. Regelungen für den Denkmalschutz (§ 9 Abs. 6 BauGB)

6. best. Gehölze außerhalb des
räumlichen Bebauungsplan-
geltungsbereiches

5. best. Nutzungen (Straßen,
Wege, Gewässer etc.)

6.5 Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen
- Fläche innerhalb des Geltungsbereiches: ca. 380 m²
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best. Wasserleitung

9.2 Versorgungsleitung Wasser (nachrichtliche Übernahme aus Bestandsunterlagen
Stadt Bad Königshofen i. Gr.)

Erhalt und Vermeidung von
Beeinträchtigung des Extensiv-
grünlandes (Biotop); sh. Ziffer
B.6.5.1 der textlichen Festset-
zungen

Entwicklung Extensivwiese/
Obstbaumwiese als Ausgleichs-
fläche; sh. Ziffer B.7.2 der
textlichen Festsetzungen

10.6 Parkplätze und Lagerfächen
10.6.1 Parkplätze und Lagerflächen, sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig.

1

(rot gekennzeichneter Text = Änderungen zur Planfassung vom 08.11.2022)

10.8.2 Gebäude sind aufzuständern. Die Gebäudeunterkante muss mindestens über der
Wasserspiegellage (= 272,095 m ü. NHN) des hundertjährlichen Hochwassers liegen.

10.8.3 Der Stadt Bad Königshofen i. Gr. ist ein Ansprechpartner*in für die Aufnahme in den
gemeindlichen Hochwassermeldeplan zu benennen.

10.8.4 Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustellen, dass bei Hochwassergefahr Fahr-
zeuge vollständig aus dem Überschwemmungsgebiet entfernt werden können.

10.8.5 Anpflanzungen, Zäune sowie die Lagerung von Gegenständen, welche den Abfluss
behindern oder fortgeschwemmt werden können, sind verboten.

10.8.6 Die Gebäudetechnik, insbesondere die Heizungs-, Abwasser- und Elektroinstallation
muss mindestens an das HW100 angepasst sein. Die wesentlichen Anlagenteile sind,
soweit möglich, oberhalb der HW100-Kote zu errichten. Die Auftriebs- und Rückstau-
sicherheit sowie die Dichtheit und Funktionsfähigkeit aller betroffenen Anlagen, sind
auch beim Bemessungshochwasser zu gewährleisten.

10.9 Reduzierung des Niederschlagswasseranfalls
10.9.1 Bei Stellplätzen, Zufahrten und Zugängen, sind für die Oberflächenbefestigung und

deren Tragschichten, nur Materialien mit einem Abflussbeiwert kleiner oder gleich 0,7
zu verwenden, wie z.B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil, wasser- und luftdurch-
lässige Betonsteine, Rasengittersteine, Rasenschotter, wassergebundene Decke.

10.9.2 Dächer mit Neigungen bis 10 Grad sind mindestens mit einem Anteil von 60% der
Dachflächen - ausgenommen Flächen für technische Dachaufbauten und Photovol-
taikmodule/Solarwärmekollektoren - bei einer Substratschicht von mindestens 8 cm
mit Gräsern und Wildkräutern zu bepflanzen und so zu unterhalten.

11.4 Das Baugebiet liegt teilweise im festgesetzten Überschwemmungsgebiet (vgl. Be-
scheid des Landratsamtes Bad Königshofen i. Gr. Nr. 4296/56 vom 18.11.1958) und
vollständig im ermittelten Überschwemmungsgebiet der Fränkischen Saale. Durch
bauliche Maßnahmen und eine hochwasserangepasste Bauweise und Nutzung
können Schäden am Bauvorhaben durch Überflutungen begrenzt oder gar vermie-
den werden (Hinweis: Hochwasserschutzfibel des Bundes). Entsprechende (auch
über die Festsetzungen dieses Planes hinausreichende) Vorkehrungen obliegen
auch den Bauherren (§ 5 Abs. 2 WHG).

11.5 Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen.

11.2 ermitteltes Überschwemmungsgebiet

- ermittelte faktische Überschwemmungsgrenze der Fränkischen Saale (HW100)

PLANZEICHEN / FESTSETZUNGEN

11. Hochwassergefahren

9. bestehende unterirdische Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

9.3 Versorgungsleitung Telekommunikation (nachrichtliche Übernahme aus Bestands-
unterlagen Deutsche Telekom Technik GmbH)

9.4 Versorgungskabel Strom 1 kV / 20 kV (nachrichtliche Übernahme aus Bestands-
unterlagen Bayernwerk Netz GmbH)

11.3 Wasserspiegelhöhe HW100, sh. Festsetzung Buchstabe B, Ziffer 10.8.2 und 10.8.6272,095

10.10 Bauliche und technische Maßnahmen für den Einsatz erneuerbarer Energien; Dach-
photovoltaikanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB)
Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans sind die nutzbaren Dachflächen
der Hauptgebäude innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen, zu mindestens
einem Drittel der geeigneten Dachfläche (Solarmindestfläche) mit Photovoltaikmodulen
oder Solarwärmekollektoren, zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie
auszustatten (auch in Kombination mit einer Dachbegrünung auf der nicht mit
PV-Modulen ausgestatteten restlichen Dachfläche).

Dem Bebauungsplan "Am alten Schwimmbad" der Stadt Bad Königshofen i. Gr., sind folgende Unterlagen
beigefügt:
- Begründung mit Umweltbericht gemäß § 2a BauGB
- Spezieller artenschutzrechtlicher Beitrag für den Bebauungsplan "Am alten Schwimmbad", (Relevanz-

prüfung (saP) und Prüfung von Grünland auf Schutz nach § 30 BNatSchG/Art 23 BayNatSchG, Stand
04.07.2023), Planungsbüro Ledermann, Am Bach 18, 97638 Mellrichstadt

E. Anmerkungen
Der spezielle artenschutzrechtliche Beitrag des Planungsbüros Ledermann, Mellrichstadt, (Relevanz-
prüfung (saP) und Prüfung von Grünland auf Schutz nach § 30 BNatSchG/Art 23 BayNatSchG, Stand
04.07.2023) ist verbindlicher Bestandteil des Bebauungsplanes "Am alten Schwimmbad" der Stadt Bad
Königshofen im Grabfeld.

Ü
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- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221)

- Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl.
S. 588) BayRs 2132-1-B, zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 2023 (GVBl. S. 250), durch Art. 4
des Gesetzes vom 07. Juli 2023 (GVBl. S 327 und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2023
(GVBl. S. 371)

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl.
I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)

- Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)


